Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2375 


Sachgebiet 2171 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Bundesgesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Bundesausbildungsförderungsgesetz) — BAföG — 

— Drucksachen Vl/1975, zu Vl/1975, VI/2352 — 

und über den Antrag der Abgeordneten Rollmann, .Dr. Götz, 
Dr. Martin, Burger, Frau Stommel und der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Ausbildungsförderung 

— Drucksachen VI/1943, VI/2352 — 


Bericht des Abgeordneten Baier 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage ver- 
einbar. 

Durch das am 1. Juli 1970 in Kraft getretene Erste 
Ausbildungsförderungsgesetz ist erstmals bundes- 
einheitlich die individuelle Förderung der Schüler 
der weiterführenden allgemein- und berufsbildenden 
Schulen, insbesondere auch die Ausbildungsstätten 
des zweiten Bildungsweges, gefördert worden. Nun- 
mehr soll auch die Ausbildungsförderung im tertiä- 
ren Bildungsbereich gesetzlich geregelt werden. 
Gleichzeitig wird durch den Gesetzentwurf eine 
Neuregelung der Förderung der Studierenden an 
Höheren Fachschulen und Akademien verbunden, 
um die Länderförderung mit unterschiedlichen Be- 
darfssätzen und nach unterschiedlichen Grundsätzen 
abzulösen. 

Die Länder, die das Gesetz im Aufträge des Bun- 
des ausführen sollen, errichten Ämter für Ausbil- 
dungsförderung und Landesämter für Ausbildungs- 
förderung. 


Die Kosten sollen nach § 56 des Gesetzentwurts 
vom Bund zu 65 v. H. und von den Ländern zu 
35 V. H. getragen werden. Die Ausbildungsförderung 
soll — - von wenigen Ausnahmen abgesehen — vom 
1. Oktober 1971 an geleistet werden. 

Durch den Gesetzentwurf entstehen die folgenden 


Kosten (in Millionen DM) : 

1. Oktober bis 

Länder 

Bund 

ins- 

gesamt 

31. Dezember 

1. Oktober bis 

1971 .... 

93 

173 

266 

31. Dezember 

1. Oktober bis 

1972 

372,5 

693,5 

1066 

31. Dezember 

1. Oktober bis 

1973 

455 

847 

1302 

31. Dezember 

1974 

507,5 

944,5 

1452 


Die Kosten des Bundes sind für 1971 wie folgt ge- 
deckt: In dem Titeiansatz bei Kap. 15 02 Titel 681 03 
des Haushalts 1971 sind 422 900 000 DM veran- 
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schlagt. Davon entfallen 400 000 000 DM auf das 
Erste Ausbildungsförderungsgesetz, das aber mit 
Ablauf des 30. September 1971 außer Kraft treten 
soll, weil es in das Bundesausbildungsförderungsge- 
setz übergeht. Somit verbleiben bei diesem Titel für 
das 

letzte Quartal 1971 100 000 000 DM. 

Weitere 22 900 000 DM 

waren für eine finanzielle und 
strukturelle Verbesserung der 
Studentenförderung vorgesehen, 
die nunmehr durch den vorlie- 
genden Gesetzentwurf verwirk- 
licht wird. Ein Restbetrag von . . 50 100 000 DM, 

um die Kostensumme für 1971 in 

Höhe von 173 000 000 DM 


zu erreichen, wird aus Kap. 31 03 Titel 652 30 finan- 
ziert (Haushaltsansatz 182 340 000 DM — Mittel 
übertragbar). Aus diesem Titel werden 50 100 000 
DM dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit zur Bewirtschaftung übertragen. Für die 
Folgejahre bis 1974 sind die Kosten des Bundes in 
der Finanzplanung enthalten. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit vor- 
geschlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. Gleich- 
zeitig werden der Antrag der Abgeordneten Roll- 
mann und Genossen — Drucksache VI/1943 — und 
die Vorlage des Bundesministers für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit — Drucksache VI/481 — , die aber 
dem Haushaltsausschuß nicht überwiesen war, für 
erledigt erklärt. 


Bonn, den 23. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Baier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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